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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ f 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeltung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 27. Auguſt 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Turin, 25. Aug. Die „Gazetta ufftziale“ theilt mit, daß nach 
den neueſten Berichten in Palermo und in den anderen Städten mit 
Ausnahme Catania's die Autorität der Regierung und die Ruhe voll⸗ 
ſtändig erhalten worden ſeien. Die letzten Depeſchen dementiren die 
von einigen Journalen erfundenen beunrubigenden Nachrichten. 

Vorgeſtern hatte Menotti ſich nach Meſſina gewendet, war auf 
königl. Truppen geſtoßen und nach Catania zurückgekehrt. Um die 
Bevölkerung Catania's einzuſchüchtern, ließ Garibaldi die falſche Nach⸗ 
richt veröffentlichen, daß der Präfect Palermo's mit dem Volke ſei, 
und daß letzteres die Oberhand habe. 

Geſtern war zu Aci Reale das Gerücht verbreitet, daß Garibaldi im 
Hafen von Catania zwei Dampfer gewaltſam genommen habe; dieſe 
Nachricht hat ſich jedoch noch nicht beſtätigt. 

London, 26. Aug. Die heutige „Morningpoſt“ zweifelt, ob 
die italieniſchen Generale auf ihre Soldaten, wenn ſie gegen Gari⸗ 
baldi geſchickt werden, ſich verlaſſen können. In dieſem Falle würde 
es nicht allein mit dem Miniſterium Ratazzi zu Ende fein, ſondern 
es würde auch kein anderes Cabinet möglich ſein, das auf die Abſicht 
aid, die gegenwärtige Allianz Frankreichs und Italiens intakt zu 
erhalten. 

Paris, 26. Aug. Nach bier eingetroffenen Nachrichten aus 
Neapel ſind die Truppen daſelbſt conſignirt. 

Nach der „France“ haben in mehreren calabriſchen Städten gori⸗ 
baldiſche Pronunciamentos ſtattgefunden. Im Golf von Gioja hätten 
ſich viele Garibaldianer ausgeſchifft. 

Dresden, 26. Auguſt. Nach einem wiener Telegramm des 
„Dresdner Journals“ find Bluntſchli, Schwarze und Berger zu Abs 
theilungspräſidenten des Juriſtentages gewählt worden. Durch die in 
den Abtheilungen gefaßten Reſolutionen werden die Anträge betreffs 
Staatsanwaltſchaft im Civilprozeſſe und gemeinſamer Ehegüterrechte 
verneint. Die Beibehaltung der abgekürzten Vorunterſuchung wird 
hingegen befürwortet. 


Preuſt en. 
Landtags = Verhandlungen. 


21. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (26. Aug.). 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſche: Graf zur Lippe, v. Mühler, v. Jagow, ein Commiſſar des 
Krieg sminiſters und zwei Regierungs⸗Commiſſarien. Mehrere Urlaubsgeſuche 
werden bewilligt. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der vierte Bericht der Com⸗ 
miſſion für Petitionen. 5 
Mitglieder der freien Religionsgeſellſchaft in Magdeburg und der Bap⸗ 
tiſtengemeinden in Berlin, Memel, Templin, Elberfeld, Barmen und Reetz 
petitioniren um Ertheilung von Corporationsrechten für ihre reſp. Gemein⸗ 
den. Die Commiſſion hat beantragt, ſämmtliche Petitionen der Staatsre⸗ 
gierung mit dem Antrage zu überweiſen, in der nächſten Seſſion des Hau⸗ 
ſes demſelben N zu unterbreiten, durch welche den genannten 
Gemeinden Corporationsrechte verliehen werden. Abg. e 
(Beckum) bemerkt zur Wahrung ſeines Standpunktes in der vorliegenden 
Frage, ſchon bei einer früheren Debatte habe er aus den Schriften Uhlich's 
dargethan, daß die ſogenannte Religion der freien Gemeinden keine Religion 
ſei. Dieſelbe entſpreche nicht einmal der Begriffsdefinition des Brockhaus' ſchen 
Converſationslexicons, das doch gewiß auf einem ſehr niedrigen Niveau in 
dieſer Beziehung ſtehe; ſei vielmehr, was man im gewöhnlichen Leben 
„Pantheismus“ nenne. — Dies folge aus vielen (vom Redner mitgetheilten) 
Stellen der Schriften von Predigern und Lehrern der ſogen. freien religid- 
en Gemeinden: Das Weſen der Religion ſei, wie ſchon die Etymologie es 
ausſpreche, das Band, freie „religibſe Gemeinde“ ſei danach ein Begriff 
etwa wie „trockenes Waſſer“. Da die freien Gemeinden ſomit als Religions⸗ 
geſellſchaften nicht zu betrachten, könne man ihnen auch keine Corporations⸗ 
55 een, Mehr Garantien ſcheinen ihm die Baptiſtengemeinden 

leten. 

Abg. Krauſe (Magdeburg) für den Commiſſions⸗Antrag: Im richtigen 
Sinne der evangeliſchen Kirche ſtimme er dafür, daß man den freien Ge⸗ 
meinden alle mögliche Freiheit der Entwickelung gewähre — und dazu ge⸗ 
börten auch die Corporationsrechte — damit auch einmal eine andere reli⸗ 
giöſe Auffaſſung ſich entwickeln könne. Er verſtehe Art. 12 der Verfaſſung 
übrigens nicht ſo, als ob nun jeder Unterſchied der ſtaatsrechtlichen Stellung 
der einzelnen Confeſſtonen und Secten aufhören folle. Die römische Kirche, 
die Mutter und die Trägerin glänzender Erſcheinungen des deutſchen Mit⸗ 
telalters, könne man ebenſo wenig, als die große proteſtantiſche Kirche, wel: 
Fer der preußiſche Staat ſeine Entwickelung mit verdanke, etwa mit einer 
Secte von wenigen Sonderlingen auf gleichen Fuß ſtaatsrechtlicher Behand: 
lung ſtellen. Art. 12 bedeute nur, daß auch andere Secten und Confeſſio⸗ 
nen als die der Staatskirche, daß jedes religidſe Bekenntniß ſich frei ſolle 
entwickeln dürfen, daß ein religiöses Bekenntniß niemals ein Hinderniß bei 
Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Rechte ſein ſolle. Damit ſei das Gewicht 
der chriſtlichen Kirche noch nicht bei Seite geſetzt; die gänzliche Außeracht⸗ 
laſſung derſelben im Staatsrecht würde er für eine Calamität halten: er 
erinnere an die Sonntagsfeier ꝛc. — Damit wolle er ſich nur gegen den 
Gedanken einer allgemeinen Nivellirung bewahren; Unterſchiede z. B. in dem 
Rechte der Beglaubigung von Trauungen ꝛc. müßten beſtehen bleiben. — 
Die Corporationsrechte gehörten aber zu den allgemeinen ftaatsbürgerlichen 
Rechten, die er den freien Gemeinden nicht vorenthalten möchte. — Die Aus⸗ 
führungen des Vorredners würden wohl von den Vertretern der freien Ge⸗ 


meinden widerlegt werden. Er wolle indeß ſchon jetzt demerken, daß das 
Führer zu beurthei⸗ 


og einer Secte nicht nach Aeußerungen einzelner 
en ſei. 
Er frage den Abg. für Beckum, welchen Religionsbegriff man denn als 
Maßſtab zu Grunde legen ſolle? Ri Broabaus che Converſations⸗ 
Aton habe er doch nicht im Ernſte gemeint? Wohin ſolle das führen? 
a werde der Maßſtab verſchieden ſein nach der jeweiligen Geſinnung des 
Minifteriums, Ein Religionsbegriff dürfe von ſtaatswegen gar nicht auf⸗ 
Stellt werden. Der Staatsmann dürfe nicht willen, was Religion, 
ondern nur, was Geſellſchaft ſei, und jede Geſellſchaft, die ſich eine Ne: 
ligionsgeſellſchaft nenne, ſei dafür anzunehmen bis zum rechtmäßigen Be⸗ 
weiſe des Gegentheils. — Die Religionsgeſellſchaften hätten nach dem Land⸗ 
recht ein Recht auf Corporationsrechte, weil ſie ſich zu einem dauernden, 
gemeinnützigen Zweck vereinigt hätten. Der Einwand, es ſei noch die 
rage, ob fie von Dauer ſein würden, ſei unhaltbar; werde. denn bei 
ründung einer Aktiengeſellſchaft etwa geprüft, ob ſie von Dauer ſein werde? 
— Man wende für die Beſchränkung der freien Gemeinden das Intereſſe 
für das heranwachſende Geſchlecht und für die Kirche ein. Was die Kinder 
anbelangt, fo fei zu berückſichtigen, daß diefelben von Gott nicht dem Staate, 
ſondern den Eltern anvertraut ſeien, und dieſe das Recht hätten, fie nach 
ihrem Ermeſſen zu erziehen. Die Kirche aber, wenigſtens die evangeliſche 
— in Betreff der katheliſchen möchten die Herren im Centrum ſich äußern — 
bedürfe eines ſolchen Schutzes nicht. Jeder Entwicklung auf dieſem Gebiete 
zum zu Das Abgeordnetenhaus möge wieder 
gut machen, was in biefer Beziehung bisher geſündigt worden. (Bravo. 
„Abg. v. Binde (Stargardt) gegen den Commiſſionsantrag: Die Com: 
miſſion habe es ſich ziemlich leicht gemacht, zu ihrem Anttage zu kommen, 
indem fie die Beharrlichkeit der Petenten als Grund hinſtelle. Dieſer Grund 
könne nicht ernſtlich gemeint ſein. Hätte die Comm ein allgemein. Geſetz 
beantragt, jo wäre dies noch etwas Anderes. Hier bandle es fi aber um 
ein Specialgeſetz für einzelne Gemeinden. Der Artikel 12 der Verf. könne 
nicht ſo ausgelegt werden, wie ihn der Vorredner auslege; es ſeien nicht 
allgemein politiſche Rechte, welche der Art. garantire, ſondern es ſeien be⸗ 
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ſondere Rechte. Bei der Ertheilung der Corporationsrechte an Actiengeſell⸗ 
ſchaften ſei es eine Hauptfrage, ob ſie die Kriterien der Dauer in ſich tra⸗ 
gen. Schon das allgemeine Landrecht erkenne die allgemeine Glaubensfrei⸗ 
heit vollkommen an; dieſe Frage ſei aber ganz verſchieden von der Frage 
über die Rechte der religiöſen Gemeinden. Selbſt die geduldete Religions⸗ 
geſellſchaft habe noch keinen Anſpruch auf Corporationsrechte. Wenn der 
Vorredner ausgeführt habe, daß jede Geſellſchaft, die ſich Religionsgeſell⸗ 
ſchaft nenne, auch eine ſolche ſei und zu ihrer freien Entwickelung Corpora⸗ 
tionsrechte haben müſſe, ſo ſei das eine ſubjective Auffaſſung, die aber mit 
den beſtehenden Geſetzen in Widerſpruch ſtehe. Er wolle auf eine Geſell⸗ 
ſchaft aufmerkſam machen, die ſich auch Religionsgeſellſchaft nenne, das ſeien 
die Thugs in Indien, die Mord aus Princip predigten. Dieſen würde man, 
nach der Auffaſſung des Redners, in Indien auch Corporationsrechteßerthei⸗ 
len müfjen (Heiterkeit); der Standpunkt des allgemeinen Landrechts, welches 
als Religionsgeſellſchaften nur diejenigen anerkenne, die Ehrfurcht gegen 
Gott, Treue dem Könige, Gehorſam den Geſetzen lehrten, fei derjenige, der 
überhaupt Ordnung im Staate allein aufrecht erhalte. (Ob! Ohl) 

Er müſſe daher die Tendenz der Geſellſchaft kennen, um darnach zu beur⸗ 
theilen, ob derſelben Corporationsrechte ertheilt werden können oder nicht. 
Wenn der Vorredner dem Staate jedes Recht abſpreche, darüber zu wachen, 
nach welchen Grundſätzen die Kinder erzogen würden, jo gehe das weit über 
dasjenige hinaus, was er jemals in dieſer Beziehung gebört habe. Der 
Staat habe die Oberaufſicht über die Schulen; er habe darüber zu wachen, 
daß den Kindern nicht geradezu ſtaatsgefährliche Grundſätze beigebracht wür⸗ 
den. Wenn er nun auf die Petition ſelbſt eingehe, ſo könne er nicht zu⸗ 
geben, daß die freie Gemeinde in Magdeburg den Vorbedingungen entſpreche. 
Er (Redner) kenne die Grundſätze der Geſellſchaft nicht und habe auch durch 
die Commiſſion keine Kenntniß darüber erhalten. Einige Bedenken würden 
ſich wohl dagegen noch geltend machen laſſen. In Betreff der Baptiſten⸗ 
Gemeinden ftebe es mit den ſittlichen Grundſätzen vielleicht etwas beſſer, als 
mit der freien Gemeinde, wenn auch deren Garantien für die Dauer nicht 
fo bedeutend ſeien. Aber auch hier ſei er bedenklich, denn er wiſſe vom 
Hörenſagen, daß einer der Grundfäge der Baptiſten der ſei, daß, wenn man 
einmal in der Gnade ſei, man nicht mehr jündigen könne; das ſei denn doch 
ein ſehr ſtaatsgefährlicher Grundſatz. (Heiterkeit), Die Minorität der Com⸗ 
miſſion habe Bedenken gegen die unbeſcheinigte Beweiskraft der Angaben 
der Petenten geltend gemacht, und natürlich ſei es, daß man derartige An⸗ 
gaben nicht berückſichtigen könne, beſonders da die Angabe, die magdeburger 
freie Gemeinde ſei von 6000 auf 1000 Mitglieder zuſammengeſchmolzen, 
gegen die Lebensfähigkeit ſtreite. So lange alſo die materielle Lebensfähigkeit 
der Gemeinden nicht nachgewieſen ſei, ſo lange über den Glauben derſelben 
keine Garantien gegeben ſeien, ſo lange könne er dem Commiſſions⸗Antrage 
nicht beiſtimmen, und ſtelle er deshalb den Antrag: ſo lange in Bezug auf 
dieſe beiden Punkte noch kein hinreſchendes Material vorliege, zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen. \ N 

Abg. Richter für den Comm.⸗Antrag: Er ſtehe wie der Vorredner im 
Weſentlichen a dem Standpunkt des Allg. Landrechts. Er möchte doch 
aber denſelben fragen, was ihn berechtige“ die freien religibſen Gemeinden 
mit Strauchdieben in Indien zu vergleichen? was ihn berechtige, das Dogma 
von der „Gnade“ oder andere religiüfe Dogmen hier in einer Weiſe zu er⸗ 
wähnen, welche das Gelächter des Hauſes erregen (Bravo)? und ihn auffor⸗ 
dern, 1 5 i ar mit Religion zu behandeln. Der Vorwurf, 
den der Redner den Baptiſten wegen des Satzes von der „Gnade“ gemacht, 
ſei ein alter; Paulus ſei daſſelbe von den Juden vorgeworfen worden 
(Beifall) und Luther habe das Gleiche von vielen Seiten zu hören gehabt. 
— Es handle ſich hier gar nicht um religiöfe, ſondern um reine Rechtsfragen, 
darum, ob die petitionirenden Gemeinden ihre Grundſtücke auf eignen Namen 
ſollen in das Hypothekenbuch eintragen laſſen dürfen. Ueber Beſchränkungen in 
Bezug auf Art. 12 der Perfaſſung beſchwerten dieſelben ſich ja nicht. — 
Seit vielen Jahren petitionirten die freien Gemeinden vergebens, ſtets wur⸗ 
den ſie mit leeren Vorwänden abgefertigt. Das von dem Miniſterium ihnen 
immer entgegengeſtellte „non possumus“ müſſe eigentlich heißen „wir wollen 
nicht.“ Dies Verfahren hänge zuſammen mit der Bevormundung der evan⸗ 
geliſchen Kirche, der man gleichfalls ihre verfaſſungsmäßige Selbſtſtändigkeit 
nicht gewähre. — Die Pekenten beanſpruchten ja keine Privilegien, publica 
fides etc., ſondern nur das Recht, ſich den Beſitz ihrer Grundſtücke zu ſichern. 

Der Redner weiſt ſodann lle die den Baptiſten von dem Vorredner 
gemachten Vorwürfe zurück, alte Verdächtigungen ihres Bekenntniſſes ſeien 
hinfällig, ſeit die evangeliſche Alliance das Abendmahl gemeinſam mit ihnen 
enommen. (Bravo.) — Viele Reſſourcen hatten Corporationsrechte, dieſen 
Gemeinden, die ſeit langen Jahren beſtänden und gewiß ſittlichere Zwecke 
verfolgten, ſeien dieſelben verweigert worden, das mache leinen guten Ein⸗ 
druck. — Der vorige Cultusminiſter habe ſelbſt zugeben müſſen, daß nie⸗ 
mals politiſche Zwecke von den freien Gemeinden verfolgt worden ſeien. — 
Wenn die magdeburger freie Gemeinde von 6000 auf 1000 Mitglieder 
herabgegangen ſei, ſo ſei doch zu berückſichtigen, daß dieſelbe aufgelöſt und 
auf jede Art verfolgt worden. (Bravo.) — Nachdem die Staatsregierung 
nunmehr zwanzig ahre lang Beobachtungen geſammelt und nichts Nach⸗ 
theiliges über die freien Gemeinden habe ermitteln können, ſei es an der 
Zeit, von den Beſchränkungen abzuſtehen. — Man ereifre ſich über die 
Verfolgungen der Proteſtanten in Oeſterreich, inwiefern ſei denn das Ver⸗ 
fahren gegen die ſreien Gemeinden in Preußen ein beſſeres? (Sehr wahr!) 
Der Zweck deſſelben gehe dahin, dieſe Gemeinden zu erdrücken. Das 
entſpreche aber nicht dem Geiſt unſerer Verfaſſung. (Bravo.) — Die vom 
1 5 von Vincke beantragte motivirte Tagesordnung wird ausreichend 
unterjtüßt, 0 

Cultus⸗Miniſter v. Mühler: Die Staatsregierung habe ſich bereits in 
der Commiſſion über ihren Standpunkt in dieſer Frage ausgeſprochen; es 
fei dies derſelbe, den die vorige Regierung eingenommen. Es ſei bereits 
früher conſtatirt, daß die polizeilichen Beſchränkungen aufgehoben ſeien, daß 
die freie Bewegung der Geſellſchaften nicht gehindert werde. Dieſe Erklä⸗ 
tung könne er auch noch jetzt wiederholen. Hier handle es ſich aber nicht 
um Religionsfreiheit. Schon in der Sitzung vom 1. März 1860 ſei erklärt, 
daß die Staatsregierung die Ertheilung der Corporationsrechte mit Vorſicht 
auffaſſen müſſe, daß die Bedingung, welche das Allg. L.⸗R. ſtelle, nämlich 
der gemeinnützige Zweck, noch nicht ſo unbedingt von der Regierung aner⸗ 
kannt werden koͤnne. Die jetzige freie Gemeinde in Magdeburg könne nicht 
mit der früheren identificirt werden. Die frühere Gemeinde ſei in Folge 
rechtskräftiger Erkenntniſſe dreier Inſtanzen aufgelöſt worden (v. Vincke: 
Hört! hört!) und zwar weil feſtgeſtellt worden, daß ſie politiſche Tendenzen 
verfolgt habe. Die gegenwärtige freie Gemeinde in Magdeburg eriftire erſt 
ſeit dem Jahre 1859 und dieſer kurze Beſtand gebe noch keine genügende 
Garantie. Die Baptiſten⸗Gemeinden beſtänden allerdings bereits ſeit langer 
Zeit, die Neubelebung derſelben datire jedoch erſt vom Jahre 1839. Seit 
dieſer Zeit ſeien ſie ſchrittweiſe vorgegangen und die Zahl der Gemeinden 
betrage jetzt einige 60, die Zahl ihrer Mitglieder werde auf 7000 geſchätzt; 
in den Fahren von 1858 bis 61 fei die Zahl ihrer Stationen von 574 auf 
756 geſtiegen. Es mögen unter dieſen Gemeinden einzelne ſein, die in der 
That wegen der Zahl ihrer Mitglieder und wegen der Höhe ihres Vermö⸗ 
gens Anſpruch auf Ertheilung der Corporationsrechte machen könnten. In⸗ 
deſſen ſei auch nicht Alles, was in dieſen Gemeinden vorgegangen zu recht⸗ 
fertigen und könne die volle Anerkennung des Staates finden, und diejeni⸗ 
gen, welche an der Spitze ſtänden, hätten manches verworfen, was von den 
untern Predigern ausgegangen ſei. (Hört! hört!) Die Gemeinden könnten 
in ihrer Geſammtheit noch zu einer Entwickelung gelangen, welche ſolche 
Vorwürfe nicht mehr aufkommen ließe, ſie ſeien aber gegenwärtig noch in 
einer Entwickelung begriffen, deren Ausgang noch nicht überſehen werden 
könne. Aus dem kürzlich erfolgten Rücktritte eines ihrer Prediger in die 
evangeliſche Kirche — er verweiſe wegen der Motive deſſelben auf die neuſte 
„Elberfelder Zeitung“ — ergebe ſich, daß in dieſen Geſellſchaften ſchwere 
innere Kämpfe noch ſtattfänden und noch nicht überwunden feien. Die 
religiöſen Geſellſchaften hätten ſich in neuerer Zeit in einer bedeutenden Zahl 
gebildet; nicht allein auf dem Gebiete der evangeliſchen Kirche, ſondern auch 
auf dem Gebiete der katholiſchen Kirche ſei eine ſehr lebhafte Bewegung her⸗ 
vorgetreten. — Es ſei dies eine Frage von außerordentlicher Tragweite, die 
ganz beſonders auch die ſtaatlichen Intereſſen berühre; die Frage werde und 
müſſe in einer ſpäteren Zeit ihre Löſung finden. — Die Staatsregierun 

laube aber, daß der gegenwärtige Augenblick nicht der geeignete Zeitpunkt 
ſei, um mit einer Vorlage an die Landesvertretung heranzutreten; fie glaube, 
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daß noch Erfahrungen gemacht werden müſſen, und daß mit einer ſo großen 
und bedeutenden Geſetzgebung nicht auf dem Wege des mentirens vor⸗ 
gegangen werden dürfe. Es müßten, Erfahrungen anderer Staaten einge⸗ 
holt werden, und dazu bedürfe es umfaſſender Ermittelungen und erfordere 
große Zeit und Ueberlegung, und die Staatsregierung könne nur den Wunſch 
ausſprechen, daß ſie mit dieſer Frage nicht gedrängt werde, ſondern daß ihr 
Zeit gelaſſen werde. Ein überaus dringendes Bedürfniß ſcheine auch nicht 
vorhanden zu ſein, denn die Baptiſtengemeinden hätten ſchon ſeit 20 Jahren 
und länger beſtanden und unter den gegenwärtigen Geſetzen beſtehen können. 
Alles dies ſpreche dafür, daß das Haus der Fön laſſen 
2 5 die Sache zu erwägen und danach die nothwendigen Beſchlüſſe zu 
aſſen. 1 
Abg. Dr. John (Labiau) gegen den Comm.⸗Antrag: Durch die heutige 
Erklärung des Miniſters bezeichne ſich der Standpunkt der Regierung dahin, 
daß nur die nöthigen Vorarbeiten zum Exlaß des gewünſchten Geſetzes 
noch nicht vollendet ſeien. Er meine nun aber, daß es beſonderer Geſetze 
für jede einzelne Geſellſchaft nicht bedürfe, eine richtige Erklärung des Ar⸗ 
titel 13 der Verfaſſung in Verbindung mit dem Art. 31, welcher die biöbes 
rige Privilegienertheilung in einen geſetzlichen Anſpruch auf Ertheilung von 
Corporationsrechten verwandle, führe vielmehr zur Nothwendigkeit des Er⸗ 
laſſes eines generellen Geſetzes, welches die Kriterien zur Erlangung der 
Corporations rechte für alle Geſellſchaften enthalten müſſe. Er beantrage 
deßhalb: „Sämmiliche Petitionen der k. Staatsregierung mit dem Antrage 
zu überweiſen, daß ſie in der nächſten Seſſion des Hauſes demſelben eine 
Geſetzesvorlage unterbreite, durch welche die Bedingungen feſtgeſtellt werden, 
bei deren Erfüllung die Ertheilung von Corporationsrechten an religidje 
Geſellſchaften erfolgen ſoll.“ Abg. Dr, Techow für den Commiſſ.⸗Antrag: 
Der Vorredner habe eigentlich nur einen Antrag der Comm. vom vorigen 
Jahre aufgenommen. Der Abg. für Beckum habe mit Unrecht den freien 


Gemeinden zur Laſt gelegt, was einzelne Mitglieder geſagt haben. Die vom 


Abg. v. Vincke in Bezug genommene Rede habe nicht Uhlich, ſondern Prof. 
Binder in Görlitz gehalten. Den Beweis der Dauer hätten die Gemeinden 
durch ihre 20jährige Exiſtenz gegeben; das Bedürfniß ſei vorhanden, weil 
dieſelben Urſachen noch vorhanden und es noch lange ſein würden. Die 
(von Herrn v. Vincke) gewünſchte Prüfung des Glaubensbekenntniſſes würde 
zu einer Aenderung des Art. 12 der Berjaflung dahin führen müſſen, 

es heiße: die Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Rechte iſt abhängig von der 
Anſicht des jedesmaligen Cultusminiſters.“ — Nicht um . e für die 
Petenten handle es ſich, ſondern um deren verfaſſungsmäßiges Recht. 

Abg. v. Vincke (Stargardt) gegen das Amendement John als zu weit⸗ 
läufig in der Ausführung und dann in ausführlichen perſönlichen Bemer⸗ 
kungen gegen die Vorredner. Er habe die magdeburger Gemeinde nicht mit 
die Thugs paralleliſirt, mit dieſem Vorwurfe des Abg. Richter ſtehe der andere 
Vorwurf deſſelben Redners in directem Gegenſatz, wonach er (v. Vincke) die 
magdeburger Gemeinde gar nicht kenne. Auch den Vorwurf, daß er Dog⸗ 
men der Kirche in nicht paſſender Weiſe behandelt, weiſe er zurück; er habe 
dieſelben ſehr ernſt behandelt und der Vorwurf treffe nur die, welche die 
Sache mit Heiterkeit aufgenommen u. ſ. w 


Abg. Schulze (Berlin): In der religibſen Anſchauung ſeien zu unters 


ſcheiden Dogma und Anwendung für's praktiſche Leben, das dogmatiſche 
und das ſittliche Element. Jenes habe zu blutigen Kriegen geführt, dieſes 
befördere den Frieden. Mit der ſteigenden Bildung verſchwinde die Into⸗ 
leranz der dogmatiſchen Auffaſſungen. Dem Staate könne nur geſtattet 
werden zu prüfen, ob die ſittlichen Grundſätze einer Religionsgeſellſchaft nicht 
den Geſetzen und dem Weſen des Staats wiederſprechen. Damit harmonire 
auch das allgemeine Landrecht und die Verfaſſung, namentlich Art. 13 der⸗ 
ſelben. Die Lebeasfähigteit einer religidſen Geſellſchaft dadurch zu prüfen, 


daß man ſie todt mache, und die daraus wieder erſtandene für eine neue 


andere Geſellſchaft zu erklären, ſei doch ein eigenthümliches Verfahren. Ge⸗ 
rade das raſche Wiedererſtehn der magdeburger Gemeinde beweiſe ihre Le⸗ 
bensfähigkeit. — Die Gemeinden hätten den Beweis ihrer Kraft und Les 
bensfähigkeit geführt. Nicht um N handele es ſich, nicht um eine 
Gunſt, ſondern um ein Recht, um die? 

das Recht Vermögen zu beſitzen. Daß dies nicht mehr von bloßem Belie⸗ 
ben der Regierung abhängig gemacht werden dürfe, bedinge Art. 31 der 
Verfaſſung. Es müßten aber die Bedingungen feitgeftellt werden, unter 
denen die Geſellſchaften ein Recht auf Ertheilung der Korporationsrechte 
haben. Deshalb empfehle ſich das Amendement des Abgeordneten Dr. John 


ravo). 1 
Der Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen; nachdem noch 


die Abg. Reichenſperger (Beckum) und Krauſe (Magdeburg) das Wort 
zu perjünlichen D genommen und der Referent Abg. Mellien 
(kaum verſtändlich) den Commiſſionsantrag befürwortet, wird die motivir te 
Tagesordnung verworfen (dafür nur ein 12 der katboliſchen Mitglieder und 
die Fraktion v. Binde), ebenſo der John'ſche Verbeſſerungsantrag; dagegen 
der Commiſſions⸗Antrag mit bedeutender Majorität angenommen. 5 

Die ＋ Petition iſt die ſchon beſprochene Beſchwerde der Mitglieder 
der freien Religionsgeſellſchaft in Magdeburg über die polizeiliche Ueberwa⸗ 
chung ihrer Verſammlungen. Die Commifjion hat insbeſondere mit Rückſicht 
auf die vorangegangene Petition, deren Erfolg die Erlangung von Corpora⸗ 
tionsrechten, ja ohnehin nach $ 2 des Geſetzes vom 11. März 1850 die po⸗ 
lizeiliche Ueberwachung in Wegfall bringen würde, den einfachen Uebergang 
zur Tagesordnung beantragt. — Abg. Dr. Eberty ſtellt folgenden ausrei⸗ 
chend unterſtützten Antrag: „in der Erwartung, daß die königl. Staatsregie⸗ 
rung in der nächſten Seſſion eine Geſetzes vorlage einbringe, durch welche der 
freien Gemeinde zu Magdeburg Corporationsrechte ertheilt werden, zur Ta⸗ 
1 5 1. Der Antragſteller fügt zur Begründung ſeines 

ntrags hinzu, daß mit der Ertheilung der Corporationsrechte die polizeiliche 

Auſſicht wegfallen werde; dieſe Ertheilung ſtehe noch in weiter Ferne und 
deshalb möge das Ey wenigſtens die beantragte Erwartung ausſprechen; 
die Geſellſchaft in Magdeburg habe ſich als eine ſolche bewährt, die einer po⸗ 
lizeilichen Ueberwachung nicht bedürfe. — Abg. Krauſe (Magdeburg) tritt 
im Weſentlichen dem Vorredner bei. — Der Regierungs⸗Commiſſar 
erwidert, daß der Standpunkt der Commiſſion der geweſen ſei, daß, wenn 
auch bei der vorigen Petition ein deifälliges Votum erzielt würde, über dieſe 
Petition doch zur Tagesordnung übergegangen werden müſſe. Die Diskuſſion 
wird geſchloſſen und der Commiſſionsantrag angenommen, a 

Die nächſte Petition betrifft die ſchon wiederholt vor dem Hauſe geweſene 
Beſchwerde von Mitgliedern der magdeburger freien Gemeinde um Aufhe⸗ 
hebung des bekannten Corps⸗Befehls des Generals v. Schack vom 15. März 
1859, welcher den Soldaten den Beſuch der Verſammlungen der Gemeinde 
verbietet. Die Commiſſion beantragt, die Petition der Regierung wiederholt 
zur Abhilfe zu überweiſen. Abg. Rohden gegen dieſen Antrag: Er halte 
den Corps⸗Befehl für vollkommen gerechtfertigt und gründe dies Urtheil auf 
eine Schrift Uhlich's, in welcher die drei Erkenntniſſe enthalten, die der 
Miniſter vorher erwähnt habe. Der Anſicht des Abg. Krauſe, es komme 
nicht auf die Meinung der Führer an, ſondern auf die der Gemeinde, müſſe 
er widerſprechen. Er ſei ganz damit einverſtanden, daß die neue Gemeinde 
identiſch ſei mit der älteren aufgelöſten; daraus folge aber, daß auch die 
neue Gemeinde an denſelben Schwächen leide, wie jene. 

Redner theilt hierauf eine Anzahl von Sätzen aus Schriften des 


Predigers der Gemeinde, Sachſe mit, der ſich ausdrücklich für einen Atheiſten 


erkläre, aus Reden Uhlich's u. A., woraus er folgert, daß die Gemeinde 
a Reli e de 25 jele Vati sic b ; 
azu komme, daß die Soldaten, auf welche jener Befehl ſich bezogen 
meiſt in jugendlichem Alter ſtehen und ihr Urtheil noch keineswegs el 
Er ſpreche dem General Schack deshalb ſeinen vollen Dank für den Corps⸗ 
Befehl aus (Unruhe auf der Linken) und beantrage: Uebergang zur 
ordnung. Abg. Dr. Gneiſt: Einzelne herausgeriſſene Stellen aus Gelegen⸗ 
heitsreden ſeien nicht maßgebend. Wenn ſie aber auch wirklich den ihnen 
untergelegten Sinn hätten, 0 würde ihr Einfluß doch nicht gemildert dadurch, 
daß man einzelne Perſonen von religiöfen Verſammlungen zurückhalte, wozu 
einem 20jährigen Sohne gegenüber nicht einmal der Vater ein Recht habe. 
Der Corps⸗Befehl beziehe ſich auf alle Confeſſionen, und fei zweifellos 
mit Art. 12 der Verfaſſung nicht im Einklang. Die Discſplinargewalt 
a ſich nicht auf Beſchränkung dieſes Artikels und könne ihn nicht vers 
mern. 


Im Hintergrunde liege dann auch immer die Behauptung, es handle 
ſich nicht um eine religiöfe Geſellſchaft, ſondern um einen politiihen Verein. 


erleihung der Rechtsfähigkeit, um - 


Tages 


u a ur ar RER. 


Die Polizei habe die Abhaltung der Proceſſionen ſyſtematiſch zu verhinder 


Daraus, daß man das Geſetz vom 11. März 1850 auf fie anwende, folge 
doch aber nicht, daß die freien Gemeinden politiſche Vereine ſeien. Alle 
religiöfe Verfolgung und Intoleranz ſei ſtets unter dieſem Titel, es würden 
politiſche Zwecke verfolgt, geübt. — Der Sitz des Atheismus ſei nicht in 
den Secten, welche ihren religiöfen Anſichten unter Opfern und trotz aller 
äußeren Ungunſt anhingen, ſondern in jenen Hunderttauſenden, die ſich des 
Deckmantels, zur Kirche zu gehören, bedienen zu ihrem beſſeren Fortkommen 
(Bravo). Die Prüfung des religiöfen Bekenntniſſes könne nicht der Cultus⸗ 


Miniſter, nicht der Oberkirchenrath oder ein katholiſcher Biſchof übernehmen, 


noch viel weniger aber ein kommandirender General (Bravo). — Wenn 


die Disciplinargewalt, wie hier, über ibre Grenzen ausgedehnt worden, ſei 


es Pflicht des 


auſes, einzugreifen. — Nichts widerſpreche mehr dem Fun⸗ 
damente des preußiſchen Staates, 


als religiöſe Intoleranz zu predigen in 


Corpsbefehlen. Wenn Art. 12 der Verfaſſung verletzt worden, ſo müſſe 
geholfen werden; über das Wie ſei mit dem Kriegsminiſter nicht a or 

r halte 
das für zweifellos. Wenn dieſe Frage aber zweifelhaft, ſo ſei weder der 
Kriegsminiſter noch ein andrer Departements Chef competent zur Entſchei⸗ 
— Art. 4 und 12 hätten bis jetzt jo viel Auslegungen erfahren, als 
wir Miniſter gehabt, in jedem Departement ſei eine andere Auslegung be⸗ 
liebt. Exiſtire überhaupt ein öffentliches Recht in einem Lande, wo jede 
Verfaſſungsfrage auf die Spitze geftellt ſei, zwiſchen der Uebereinſtimmung 
oder Nichtübereinſtimmung dieſes Hauſes und der Miniſter? Beſonders, 
wenn dieſe Miniſter nicht einmal unter ſich übereinſtimmten, wie denn z. B. 
der jetzige Cultusminiſter ſich neulich auf das Geſetz von 1847 berufen, wel⸗ 
ches der Vorgänger deſſelben aufs Entſchiedenſte negirt habe. Nur durch 
Gerichte oder ähnlich collegialiſch gebildete Behörden könnte dieſer Zuſtand 
ein Ende nehmen, nur dadurch könnten die Conflicte, die Uebergriffe aus 


Es frage ſich alſo nur, ob Art. 12 der Verfaſſung verletzt ſei 


dung. — 


einem Departement in das andere beſeitigt werden. 


Wenn der Commiſſar des Kriegsminiſters behauptet habe, die militäriſche 
Disciplin bringe es mit ſich, dieſe Frage von den militäriſchen Bebörden 
entſcheiden zu laſſen, ſo citire er dagegen die militäriſche Autorität Napo⸗ 
leon I., der ſich mit aller Entſchiedenheit gegen die Entſcheidung ſtaatsrecht⸗ 
Für ungeeignet habe er 
auch namentlich den Departementschef mit ſeinen Räthen erklärt, 2 ih⸗ 

ine 
nicht minder bedeutende bürgerliche Autorität, Stein, habe ſich gleich ent⸗ 


licher Fragen durch Militärs ausgeſprochen habe. 
res Intereſſes auf möglichſte Erweiterung des eigenen Departements. 


ſchieden gegen die Departementsjuſtiz, gegen die Entſcheidung ſtaatsrechtlicher 

ragen durch die Departements erklärt. — So lange nun aber dieſe Ent⸗ 

cheidung den Departementschefs nicht entzogen, ſo lange andrerſeits ein In⸗ 
ſtitut, das hier feine bedeutſamſte Wirkſamkeit zu entfalten hätte, der Staats⸗ 
rath, ohnmächtig ſei, ſo lange bleibe es Sache des Hauſes, regulirend ein⸗ 
zutreten, und deshalb ſei ihm nicht der Vorwurf zu machen, daß es nach 
parlamentariſchem Regiment ſtrebe; das Recht liege in ſeinem Amt als 
Wächter und Schützer der Geſetze. Es komme weniger auf den vorliegenden 
einzelnen Fall an, als auf das Prinzip, daß dergleichen Uebergriffen, Folder 
Vermiſchung von Verwaltung und Geſetzgebung allmählich ein Biel gejegt 
werde. Er bitte dringend um Annahme des Comm.⸗Antrages. (Lebhaftes 
Bravo.) — Reg.⸗Commiſſar Oberſt v. Boſe: Zu der Petition ſtehe die 
Staatsregierung noch auf demſelben Standpunkt, den ſie früher eingenom⸗ 
men (Unruhe), und ſei von dem Gehörten nicht eines Beſſern belehrt wor: 
den. (Heiterkeit) Es müſſe den Petenten beſtritten werden, daß fie compe⸗ 
tent zu der Beſchwerde ſeien; es ſei nicht nachgewieſen, daß irgend ein Sol⸗ 
dat in ſeinem Gewiſſen verletzt ſei; wäre dies der Fall, ſo hätte der Soldat 
ſich bei ſeinem Vorgeſetzten zu beſchweren (oh! oh!). Erwäge man ferner, 
daß die Geſellſchaft keine anerkannte Religionsgeſellſchaft ſei, ſondern nur 
eine Privatgeſellſchaft, die unter polizeilicher Aufſicht ſtehe (Heiterkeit), ſo 
war der commandirende General im Rechte, wenn er den Soldaten den Be⸗ 
ſuch dieſer Privatgeſellſchaft, in der nach Anführung des erſten Redners 
(Rohden) Dinge vorgekommen, die ſich met der Disciplin nicht vertrügen, 
verbot, und er beantrage deshalb Uebergang zur Togesordnung. — Vice⸗ 
Präſident v. Bockum⸗Dolffs: Der Hr. Regier.⸗Commiſſar habe ſich wohl 
nur verſprochen, wenn er von „polizeilicher Aufſicht“ geſprochen habe? — 
Reg.⸗Commiſſar: Er habe ſagen wollen, daß die Geſellſchaft nicht aner⸗ 
kannt ſei, und daß ſie deshalb als Privatgeſellſchaft unter polizeilicher Auf⸗ 
ſicht ſtehe. — Vice⸗Präſidentz: Der Hr. Reg.⸗Commiſſar habe damit nur 
jagen wollen, daß die Gemeinde den Beſtimmungen des Vereinsgeſetzes un: 
terliege. 

Der Cultusminiſter bemerkt (gegen Gneiſt), daß in Beziehung auf 
die vorliegende Frage er ſich in Uebereinſtimmung mit ſeinem Amtsvorgän⸗ 
ger befinde, er auch in Betreff der Anſtellung jüdiſcher Lehrer ſich dem Re⸗ 
ſultate nach in Einklang mit demſelben befinde, wenn auch ſeine Rechts⸗ 
Deduction von demſelben ab weiche. Dagegen befinde ſich das Haus nicht 
immer in Einklang mit früheren Beſchlüſſen; wie erſt bei der vorangegan⸗ 
genen Petition. Die Regierung alſo treffe der Vorwurf der Discontinuität 
nicht. — Der Schluß wird beantragt und angenommen. — Referent Abg. 
Mellien befürwortet den Commiſſionsantrag unter Hinweis auf die be- 
kannte Verfügung, wonach ein Offizier zum Austritt aus einem Turnverein 
veranlaßt worden u. A. m. — Der Antrag auf Tagesordnung wird hierauf 
mit ſehr überwiegender Majorität abgelehnt (für denſelben nur die Mitglie⸗ 
der der katholiſchen Fraction und die Conſervativen). Der Commiſſions⸗ 
19 55 dagegen angenommen (für denſelben auch Mitglieder der Fraction 

inde). 

Der Landdechant von Hamm, Pfarrer Belmann und der kath. Kirchen: 
vorſtand zu Hemmerde, Kr. Hamm, beantragen erneuert, daß eine Declara⸗ 
tion des § 10 des Vereinsgeſetzes vom 11. März 1850 dahin veranlaßt 
werde, „daß die Abhaltung kirchl. Prozeſſionen in der kirchlich vorgeſchriebe⸗ 
nen Weiſe einer polizeilichen Genebmigung nicht bedürfe“, event. daß eine Ab⸗ 
änderung des Geſetzes in dieſem Sinne erfolge. Die Commiſſion hat das 
Bedürfniß einer ſolchen Abänderung verneint und im $ 9 des Geſetzes eine 
genügende Sicherheit gegen Verſagungen aus Intoleranz oder ähnlichen Mo⸗ 
tiven gefunden, ſie beantragt Uebergang zur T. O. — 8 Dr. Reſpon⸗ 
deck: Er und ſeine Freunde würden gegen den Comm.⸗Antrag ſtimmen, 
weil derſelbe weder mit der Verf. noch mit den Geſetzen übereinſtimme. Der 
Begriff der Freiheit beſtehe darin, daß der Menſch auch auf religiöſem Ge⸗ 
biete ſich nach innern Grundſätzen frei bewegen könne, und deshalb müſſe 
es der kathol. Kirche freiſtehen, ihre Angelegenheiten ſelbſt zu regeln. Die 
Prozeſſion ſei ein Theil des kathol. Gottesdienſtes. Verfahre man ferner 
noch fo, wie bisher, jo werde die Freiheit des kathol. Cultus faſt zu einer 
are gemacht. Die Kirche mit ihrem Cultus wolle, daß Chriſtus in uns 

eſtalt gewinnen ſolle und dies ſolle zur lebendigen Anſchauung gebracht 
werden und wenn einmal auf Märkten und Straßen ein anderer Seit herr⸗ 
ſche, als der des gewöhnlichen Lebens, ſo werde dadurch Niemand benach⸗ 
theiligt werden. Alles was die Polen verlangten, Univerſitäten, Gymna⸗ 
ſien ꝛc., würde ihnen nicht gewährt, es heiße, das ſeien alles politiſche Um⸗ 
triebe... — Abg. Oſterrath gegen den Commiſſions⸗Antrag: Die Peten⸗ 
ten hätten zwei Anträge geſtellt, von denen der eine, auf eine Abänderung 
des Geſetzes, jedenfalls einer eingehenden Prüfung hätte unterwerfen werden 
konnen. Daran, ob die Prozeſſionen frei ſeien, könne, man erkennen, ob die 
Kirche ſich wirklich frei bewegen könne und wenn eine polizeiliche Geneh mi⸗ 
gung zu ſolchen Aufzügen erforderlich ſei, ſo ſei die Kirche noch nicht frei. 
Man hätte wohl auf die Erfabrung zurüdgeben können und in ſofern hätte 
ſich ein Antrag auf Ueberweiſung zur Berückſichtigung wohl gerechtfertigt. 
— Die Discuſſion wird geſchloſſen und der Commiſſions⸗Antrag ange⸗ 
nommen. 

Ein Antrag auf Vertagung der Sitzung wird 2 29 — Das kgl. 
Polizeiamt zu Charlottenburg hat mittelſt in höheren Inſtanzen beftätigter 
Verfügung vom 3. Juni 1860 die Genehmigung zu einer Proceſſion von 
und nach der katholiſchen Kapelle daſelbſt verweigert. Mehrere Mitglieder 
der katholiſchen Gemeinde in Berlin beantragen: 1) Der Beſchwerde in ge⸗ 
eigneter Weiſe, ſei es durch authentiſche Interpretation, ſei es durch Auf⸗ 
bebung der betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen, Abhilfe zu verſchaffen; 
2) die kgl. Staatsregierung aufzufordern, dahin zu wirken, daß die Polizei: 
behörde, insbeſondere die charlottenburger. die Genehmigung zur Frohnleich⸗ 
nams⸗Proceſſion nicht verweigere. Die Commiſſion — Uebergang 
zur Tagesordnung. 8 

Abg. Rohden: Er wolle nur auf das ſpecielle Factum hinweiſen, daß 
die Erleubniß zur Abhaltung der Frohnleſchnams⸗Proceſſion in Charlotten⸗ 
burg im Jahre 1860 verweigert worden iſt, während dieſe Proceſſion von 
1850 von Berlin nach Spandau und zurück über Charlottenburg ftet3 ftatt: 
gefunden habe; wegen dieſes Punktes beantrage er Ueberweiſung der Per 
tition zur Abhilfe. Das eigentliche Petitum der Bittſteller halte er durch 
das Votum des Hauſes über die ſoeben verhandelte Petition für erledigt. 

Reg.⸗Commiſſar: Der Antrag des Vorredners gehe über den vor⸗ 
liegenden Gegenſtand hinaus. Der ſpecielle Fall ſei in der Commiſſion nicht 
erörtert, ſondern nur die allgemeine Frage in Betracht gezogen worden. Es 
wäre möglich, daß die Petenten jetzt anderer Meinung geworden und die 
Verfügung der Polizeibehörde für gerechtfertigt hielten. — Der Schluß der 
Debatte wird beantragt und abgelehnt. 

Abg. Reichenſperger (Beckum): Er müſſe dem Reg.⸗Commiſſar wider⸗ 
Be in dem Petitum ad 2 liege auch der Antrag des Abg. Rohden. 
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geſucht, früher ſogar einmal dieſelben für bewaffnete Vereine erklärt, weil 
die Fahnenträger Galanterie⸗Degen tragen. Insbeſondere ſei die Härte der 
charlottenburger Polizei bemerkenswerth, obwohl ſie andererſeits noch vor 
Kurzem eine Turnerproceſſion mitten in der Nacht geſtattet habe und ob⸗ 
wohl an der Spitze des Corſo's in Charlottenburg der Herr Bürgermeiſter 
ſelbſt fahre. In Ratibor babe eine Proceſſion evangeliſcher Prediger ſtatt⸗ 
gefunden und kein Katholik daran Anſtoß genommen. Was einem recht, ſei 
dem andern billig. Wenn der Rohden'ſche Antrag angenommen, werde die 
charlottenburger Behörde boffentlich auch mildere Seiten aufziehen. — Die 
TOD. wird darauf verworfen nnd der Rohden'ſche Antrag angenommen. 

Schluß der Sitzung 4 Uhr; nächſte Sitzung Freitag 9 Uhr. Tagesord⸗ 
nung: Petitionsberichte. 


Berlin, 26. Aug. (Amtliches.] Seine Majeſtät der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Friedensrichter Juſtizrath Carl Meier zu Merzig 
den rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife und dem Polizei⸗ 
diener Carl Mahn zu Ronsdorf im Kreiſe Lennep das allgemeine Ehren⸗ 
zeichen zu verleihen. i 

Das dem Eduard Zum buſch und dem Heinrich Koch in Berlin unter 
dem 16. Juli 1861 ertheilte Patent auf einen Waſſermeſſer in der durch 
Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſenen Zuſammenſetzung iſt aufgehoben. 

Der Marſtall⸗Vorſteher beim litthauiſchen Landgeſtüt Rauf 57 zu 
Gudwallen iſt zum „Geſtüt⸗Inſpector“ ernannt, und dem Vorwerks⸗Aufſeher 
beim Hauptgeſtüt⸗Trakehnen, Bereiter Schönwald zu Jonasthal der Titel 
„Ober⸗Bereiter“, ſowie dem Sattelmeiſter des ſchleſiſchen Landgeſtüts Mül⸗ 
ler der Titel „Bereiter“ verliehen worden. (St.⸗Anz.) 

Inſterburg, 25. Auguſt. [Haftverſchärfung.] Die heu⸗ 
tige Nummer der „Inſterb. Ztg.“ enthält folgende Mittheilung: 

Eine Haftsverſchärfung iſt mir dadurch zugefügt worden, daß das 
Kreisgericht mir nicht mehr, wie bisher geſchehen, allwöchentlich einmal ge⸗ 


ſtattet, mich in Begleitung eines Gefängnißbeamten nach meiner Wohnung 
behufs Inſpicirung meines Geſchäftes zu begeben, indem mir durch den Ge⸗ 
fangenwärter K. auf mein ſchriſtliches Urlaubsgeſuch mündlich der Beſcheid 
gegeben ift, daß das Ausgehen aufgehört hätte. Da ich hierin eine unbe⸗ 
gründete Beſchränkung der mir als Schuldgefangenen zuſtehenden Begünſti⸗ 
gungen erblide, jo habe ich mich genöthigt geſehen, bei der vorgeſetzten Be⸗ 
hörde des K.⸗G. Beſchwerde zu führen, deren Reſultat ich feiner Zeit mit: 


theilen werde. 
Inſterburg, 24. Auguſt 1862. Otto Hagen. 


Amerika. 


** New⸗Nork, 13. Aug. Folgendes 1 iſt vom „Times“: 
Correſpondenten in Cork eingeſandt: General Stonewall Jackſon, der die 
Conföderirten im Shenandoah⸗Thale befehligt, griff am vergangenen Sonn: 
abend (den 9.) den Vortrab von General Pope's Armee, der unter dem Be⸗ 
fehl von General Banks ſtand, bei Culpepper Court⸗houſe an. General 
Banks hielt Stand, bis die Hauptarmee unter General Pope zu ſeiner Ver⸗ 
ſtärkung heranrückte. Der Verluſt war auf beiden Seiten groß und betrug 
ungefähr 3000 Todte und Verwundete und 1000 Gefangene. Beide Theile 
ſchreiben ſich den Sieg I allein es war im beſten Falle eine unentſchiedene 
Schlacht, und die Conföderirten blieben in der beſten Stellung, um den 
Kampf, ſobald es ihnen gefiel, erneuern zu können. Das „New⸗York Jour⸗ 
nal“ zieht gegen General Pope zu Felde, weil er ſich überrumpeln ließ. 
Pope ſelbſt und fein Stab entgingen mit Noth der Gefangennahme. Gene: 
ral Pope berichtet, daß General Stonewall Jacſon ſich geſtern über den 
Rappidan zurückgezogen hat. Das conföderirte Widderſchiff Arcanſas wurde 
bei einem Verſuch, von Vicksburg aus an Baton Rouge vorbei den Miſ⸗ 
ſſiſſippi hinabzugehen, von der föderaliſtiſchen Flotille angegriffen. Es erlitt 
bedeutende Beſchädigungen an der Maſchine und mußte aufs Ufer laufen, 
Um es nicht in die Gewalt des Feindes fallen zu laſſen, ſprengten ſeine Offi⸗ 
ziere es in die Luft. Baton Rouge ift von den Conföderirten unter Gene: 
ral Breckenridge eingenommen worden. In den Grenzſtaaten dauert der 
kleine Krieg fort. Das canadiſche Parlament iſt auf den 28. d. Mts. ein⸗ 
berufen. Das Gold⸗Agio iſt noch immer 14 pCt. hoch. Die Schatzamt⸗ 
Poſtmarken⸗ Währung für 5 Cts. (2% d.) ſoll Ende der Woche fertig ſein. 

Der „New⸗Pork Herald“ bringt eine theilweiſe abenteuerlich gefärbte 
Correſpondenz aus Baltimore, worin nach der Anzeige, daß zwiſchen 
Mitte Mai und Ende Juli 9 Dampfer und 3 Segelſchiſſe mit Kriegsvorrä⸗ 
then für die Conföderirten in ſüdſtaatlichen Häfen angekommen find, folgende 
politiſche Enthüllungen gemacht werden. Mit dem letzten Dampfer traf ein 
Courier ein mit Depeſchen von den Agenten der Rebellen in Europa an die 
Rebellen⸗Regierung. Dieſer Gentleman war am 14. Juli von London ab⸗ 
gereiſt und am 11. in Paris geweſen, wo er Depeſchen von Mr. Slidell in 
Empfang nahm. Einige Ta e vorher hatte Mr. Slidell eine mehrſtündige 
Privatbeſprechung mit dem Kaiſer, bei welcher der WNW und Ma⸗ 
rineminiſter zugegen waren. Mr. Slivell ſagt, daß die Beſprechung zu feiner 
rößten Befriedigung ausfiel. Auch über einen anderen Punkt find die 
franzöſiſchen Nachrichten, welche dieſer Dampfer brachte, ausdrücklich und be⸗ 
ſtimmt. Sie beziehen ſich auf die Pläne des Kaiſers in Bezug auf Mexico. 
Weit entfernt aufgegeben zu ſein, werden ſie mit größerem Nachdruck als je 
und in einem großartigen Maßſtabe, der ihr Gelingen ſichert, fortbetrieben. 
Die See⸗Expedition, die theilweiſe aus einer ſchwer armirten Panzerflotte 
beſtehen ſoll, wird ſo beſchaffen ſein, daß ſie je nach den Umſtänden gegen 
Mexico oder gegen die Vereinigten Staaten wird gerichtet werden können. 
Aus anderen Daten iſt zu ſchließen, daß die Einmiſchung Napoleons die 
Form eines Staatsſtreiches annehmen und die Welt wie ein Donnerſchlag 
üverraſchen wird. Nachdem er feine Truppen in Vera⸗Cruz concentrirt und 
feine Panzerflotte im dortigen Hafen verſammelt hat, wird Napoleon ein 
Manifeſt erlaſſen, welches die Unabhängigkeit des Südens anerkennt und den 
Entſchluß ankündigt, dem Süden ſo weit beizuſtehen, daß eine weitere Ver⸗ 
längerung des Krieges von Seiten des Nordens ſich als hoffnungslos wird 
erweiſen müſſen. Die franzöſiſche Armee wird zu dieſem Zweck unverzüglich 
nach Mobile rücken und die franzöfiihe Flotte in die füdlichen Gewäſſer 
laufen. — Daß ſüͤdſtaatliche Blätter ſolche „beſtimmte“ und „ausdrückliche“ 
Nachrichten gern in die Welt trompeten laſſen, begreift ſich, aber daß 
der „New⸗Nork Herald“ zur Verbreitung die Hand bietet, erklärt ſich nur 
aus den fünftaatlihen Sympathien, welche dieſes weit verbreitete Blatt von 
jeher hegte und jetzt, wo es den Unioniſten ſpielen muß, nur auf indirecte 
Weiſe zur Schau ſtellen kann. 


Breslauer Sternwarte. 


26. Aug. 10 U. Abds.] 27 7,63 | 710,2 NO. O. Heiter. 
27. Aug. 6 U. Morg.] 27 7,32 +9,2 NO. O. Ueberwölkt. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 27. Aug. Oberpegel: 14 F. 6 3. Unterpegel: 1 F. — 3. 
Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten⸗ 

Paris, 26. Aug., Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 68, 70, fiel 
auf 68, 55 und ſchloß bei geringem Geſchäft matt zur Notiz. Conſols von 
Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 
68, 60. 4 prz. Rente 97, 75. Zproz. Spanier 48. Iproz. Spanier 44%. 
Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 480. Eredit⸗mobilier⸗ 
Aktien 845. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 601. Oeſterr. Credit⸗JAUktien —. 

London, 26. Aug., Nachm 3 Uhr, Schönes Wetter. Conſols 93%. 
Iprz. Spanier 44%. Mexikaner 29%, Sardinier 83. 5proz. Ruſſen 96%. 
Neue Ruſſen 93. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 8 Sch., Wien 13 Fl. — Kr. 

Wien, 26. Auguſt, Mittags 12 Uhr 30 Min. Etwas matter. Sproz. 
Metall. 70, —. 4 proz. Metall. 62, —. Bank⸗Aktien 782. Nordbahn 
133, 70. 1854er Looſe 89, 50. National⸗Anleihe 82, 50. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 244, 75 Creditaktien 206, 50. London 128, 80. Hamburg 
95, 60. Paris 50, 80. Gold —, —. Silber „.. Böhmiſche Weſtbahn 
158, —. Lombardiſche Eiſenbahn 281, 50. Neue Looſe 130, 20. 1860er 
Looſe 89, 70. 

Frankfurt a. M., 26. Aug. Nachm. 2 Uhr 30 M. Oeſterr. Effekten bei 
etwas matterer Haltung billiger. Schluß⸗Courſe: Ludwigsh⸗Berbach 138. 
Wiener Wechſel 92. Darmſtädter Bankaktien 217%... Darmſtädter Zettelbant 
249%, Sproz. Metall. 52%, 4 proz. Metall. 47%. 1854er Love 69. 
Oeſlerr. National⸗Anleihe 62%. Oeſterr. Franz. Stadts⸗Eiſenb.⸗Aktien 220, 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 720. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 187. Neueſte öſterr. 
Anleihe 71. Oeſterreich. Eliſabet⸗Bahn 118. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 31. 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 129½. „ 

Hamburg, 26. Aug., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Gute Stimmung; viel 
Geſchaͤft in Nordbahn. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 63%. Oeſterr. 
Credit⸗Aktien 79%. Vereinsbank 101%. Nordd. Baut 98 Rheiniſche 
95%. Nordbahn 65%. Disconto 2%. Wien 97, 75. Petersburg 304. 

Hamburg, 26 Auguſt (Getreidemarkt.] Weizen loco unverän⸗ 
dert, ab auswärts ſehr ruhig. Roggen loco ſtille, ab Danzig 80pfd. pr. 
April⸗Mai zu 77½ zu haben, ab Oſtſee pr. Herbſt 82—83 zu haben. Oel 
pr. Oktbr. 29 7, pr. Mai 28%. Kaffee, ruhig. Zink ohne Umſatz. 


Liverpool, 26. Auguſt. [Baumwolle.] 28,000 Ballen Umſatz. — 


Preiſe 4 — 1 theurer als am vergangenen Freitage. 


‚, Ludw.-Bexbach . 4 11371, bz. 
Magd.-Halberst. . 22½ 4 [322 f. 
Magd.-Wittenbrg.| 14,| 4 |44 B. 
Mainz.-Ludw. A. | 7 | 4 128% bz. 
Mecklenburger... | 27%] 4 |bl bz. 
Münster-Hammer| 4 | 4 |984, bz. 
Neisse-Brieger .. | 3½ 4 82½ bz. 
Niederschles. .... 4 | 419 b. 
N.-Schl. Zweigb. | 1½ 476% bz 
Nordb. (Fr.-W.) | 3° | 4 |66%, & 67 ä661%bz. 
dito Prior ....| — 4%] - — — 
Oberschles. A...| 7413%]165 bz. 


Berlin, 28. Aug. Die auswärtigen Notirungen und der Eindruck der 
beut Vormittag eingetroffenen Nachrichten aus Italien gaben der Borſe bei 
der Eröffnung eine ziemlich lebhafte Färbung. Dieſe erhielt ſich auch bis 
etwa um die Mitte der Geſchäftszeit, und einzelne Effecten, allerdings nur 
eine beſchränkte Zahl, verkehrten in recht angenehmer Haltung. Bei dem 
Eintreffen der Depeſche, welche aus Neapel das Gerücht von Garibaldi's 
Landung in Calabrien meldete, wurde die Börſe verſtimmt und konnte auch 
eine beſſere Stimmung bis zum Schluſſe dauernd nicht wiedergewinnen. 
Nur ausnahmsweiſe erholten ſich einzelne Papiere, wie namentlich Nord⸗ 
bahn, gegen Ende, die meiſten anderen, die öſterreichiſchen vor Allem, blieben 
matt bis zum Börſenſchluß. Außer in Nordbahn, in Darmſtädter und 
Genfer Credit, Freiburger und Oberſchleſiſchen, war das Geſchäft äußerſt 
gering. Der Rückgang in mehreren Notirungen hatte übrigens nur in 
einem mäßigen Angebot ſeinen Grund, welchem gegenüber die Kaufluſt noch 
ſchwächer war. Wo einige auch nicht bedeutende Kaufordres vorlagen, er⸗ 
bielt ſich nicht nur der Coursſtand, es war ſelbſt eine Kleinigkeit darüber 
zu machen. Beſonders bei den inländiſchen Eiſenbahn⸗Actien was dies 
wahrzunehmen. Der Geldmarkt iſt bei unverändertem Disconto (3 an 
unthätig. (B.⸗ u. 9.3.) 


Berliner Börse vom 26. August 1862. 


Fonds- und Geld-Course, . 4 NU 
Freiw. Staats-Anleihe]4! 106 1 G. Oberschles. B.. 77/34 143 bz. 
Staats-Anl. v. 1950, 52)41,|100 B. dito ©... | 79,1312]165 ba. 
dito 64, 53, 56, 57 6 1024, ba. ig Prior . di ei 
dito 1853 100 E. dito Prior B. . — |j3%|— — — 
dito 1859| 5 [108 ba. dito Prior C. — 4 — — 
Stahts-Schuld-Sch. ... 131,190%, bz. dito Prior D.. — | 4 |97 G. 
Präm.-Anleihe v. 1855/31,]125%, bz. dito Prior E. 27 85½ B. 
Berliner Stadt-Obl. .. 41211033 bz. dito Prior F...| — [4 4 1011, bz. 
(Kur- u. Neumärker|315|93 %. Oppeln-Tarnow. | % 504, bz. 
2 dito dito 4 101% bz Prinz-W. (St-V.)| 487 6. 
Pommersche 31,913, ba. Rheinische 5496 ½ bz. 
EI dito neue 101 bz. dito [St.) Pr...| — 4101 B. 
7 Posensche ....... | 4 |104%, 0 dito Prior — |4 | - — — 
2 Aditooꝛu 31,199 G. dito III. Em...| — 411994, B. 
dito neue 99½ 6. Rhein-Nahebahn | — 474, »r. 
Schlesische 31,195 8. Ruhrort-Orefeld.| 3451314 911, G. 
„ Kur- u. Neumärker) 4 |1001%, be. Starg.-Posener .. 4 3100 7% bz. 
3 | Pommersche ..... 100 8. Thüringer ...... 6750 4°|12512 ba. 
B Posensee 4 |99%, ba. Wilnelms Bahn — | 4 1574, 4 67 bz 
© Preussische 499% ba. dito Prior .. — | 4 |91% be. 
2 |Weur u. Rhein..| 4 99T B. dito II. Em..| — a — 
Sächsische 410076 bz. dito Prior St. | — 4½%2½ @. 
a) (Schlesische de» 4 |100%, bz. dito dito = 5 B. 
Louis dor — 109% G. 
Goldkronen . . . ... .. 6 G. Preuss. u. ausl. Bank- Actien. 
iv.] Z. 
Ausländische Fonds. Dr F. 
Oesterr. Metall ...... 5 155 6. Berl. E.-Verein.. | 51 4 114½ @. 
dito S4r Pr.-Anl....| 4 |71%, B Berl. Hand.-Ges. | 5 |4 94 B. 
dito neue 100 fL-L.| — 6847 etw. bz. Berl. W.-Cred.-G. — | 5 |— — — 
dito Nat.-Anleihe..| 5 |64% bz. Braunschw. Bank 4 | 4 /80%, B 
dito Bankn. n. Whr. 18% bz Bremer 5 51 | 4 1104. @ 
Russ.-engl. Anleihe ..| 5 |94%, b⸗ Coburg. Credit A 3 | 4 |77Y, etw. bz. u. G. 
dito 5. Anleihe ....| 5 |874, G Darmst. Zettel-B.| 85 | 4 0% @. 
dito poln. Sch.-Obl.] 4 8445 G Darmst. Credb.A.| 5 | 4 87½ 4 88 i.P. bz. 
Poln. Pfandbriefe....|4|-— — - Dess. Creditb. A.) — | 4 |31, bz. 
dito III. Em........ 4 |87% etw.bz.,gr.Ap.|| Disc.-Cm.-Anthl. 6 | 4 |96 bz. 
Poln. Obl. à 500 FEI. . 4 |93 B. 1 4.| Genf. Creditb. A. — | 4 42% ä % bz.u.9. 
a #.300.F1.| 5 [94% B. Geraer Bank. 5¼ 4 |94 b. 
1 55 — here Fl. . — — 55 8 Hamb. Nord. Bank 5 ⁴⁶ä 4 YA 
'oln. Banknoten ..... — 2. u Ver.-B 5 % 4 10 2 
Kurhess. 40 Thlr. . . — 927 0 an „ 46 4 604%. 
Baden 35 Fl. ........|— 1324, B Leipziger „ 3 4 771½ 6. 
Yin 
e baer , , e 
Div, 2 Mein. Creditb. A.| G 4 2 57 
18610 F.| Minerva Bgwk.A.| — 5 34 B. 
Aach.-Düsseld. 375 31,186 G. Oester.Creditb.A.) 73,| 5 80½ 4 4, bz 
Aach.-Mastrieht. | 3%,| 4 |32'% ba Pos. Prov.-Bank 51 4 % G. 
Amst.- Rotterdam] 5% 4 90 be. Preuss. B.-Anthl. 4% 4½ 120½ G. 
Berg. Märkische 614] 4 110% bz Schl. Bank-Ver. 4 67% 0. 
Berlin. Anhalter 8½ 4137 bz. Thüringer Bank 29% 4 50½ etw. bz 
Berlin-Hamburg. | 6 | 4 |119 bz.u.@ Weimar. Bank.. 4 | 4 82½ bz. 
Berl.-Potsd.-Mgad.| 11 | 4 210% bz 
Berlin-Stettiner . "da 4128 Pz. 
Breslan-Freibrg.6½ 4 131 bz. 


Cöln-Mindener .. 1243782 b-. 
Franz. St.-Eisenb. ro 5 12775 @. 


Berlin, 26, Aug. Weizen loco 66-80 Thlr. nach Qualität. 
— Roggen loco eine Ladung 80—8lpfd. 51 Thlr. ab Kahn bez., Auguſt 
51½—50 % Thlr. bez. und Gld, 51 Thlr. Br., Aug.⸗Septbr. 51 %—50% 
Thlr., Septbr.⸗Oktbr. 51—50% Thlr. bez. und Gld., % Thlr. Br., Oktbr.⸗ 
Novbr. 49%—49% Thlr. bez. und Gld., 49% Thlr. Br., Novbr.⸗Dezbr. 
48 — 7 Thlr. bez., Frübjahr 47 — 7 Thlr. bez. — Gerite, große und 
kleine, 3742 Thlr. vr. 1750 Pfd. — Hafer ioco 23 24 ½ Thlr., weißer 
ſchleſ. 24 Thlr. ab Bahn bez., Lieferung pr. Aug. und Aug.⸗Septbr. 24% 
Thlr. bez., Septbr.⸗Oktbr. 24% Thlr. bez., Oktbr.⸗Novbr. 24% — 24 Thlr. 
bez., Novbr.⸗Dezbr. 23% Thlr. bez., Frühjahr 24 — % Thlr. bez. — Erb» 
fen, Koch- und Futterwaare 50—56 Thlr. — Winterraps defekter 
102 Thlr. pr. 25 Schfl. bez. — Winterrübſen 100 —102 Thlr. pr. 1800 
Pfd. bez. — Rüböl loco i4% Thlr. bez., Auguſt 14%, Thlr. Br., Aug. 
Septbr. 14% Thlr. Br., % Thlr. Gld., Septbr.⸗Oktbr. 14%,—Y, Thlr. 
bez. und Gld. % Thlr. Br., Oktbr.⸗Novbr. und Novbr.⸗Dezbr. 14— 4 — 
Thlr. bez., Br. und Gld., April⸗Mai 14%, Thlr. bez. und Br., 14 Thlr. 
Gld. — Leinöl loco 14% Thlr. — Spiritus loco obne Faß 18 / — X 
Thlr. bez., Aug. Aug.⸗Septbr. und Sept.⸗Oktbr. 18%—%, Thlr. bez. und 
Gld., % Thlr. Br., Oktbr.⸗Novbr. 17%—% Thlr. bez., Br. und Gld. 


* Breslau, 27. Auguſt. Wind: Nord⸗Oſt. Wetter: ſchön, kühl, Ther⸗ 
mometer Früh 9° Wärme. Die Zufuhren waren beut nicht belangreich, 
fanden jedoch wenig Kauflust, jo daß die Preiſe ſich nicht behaupteten. 

Weizen ruhiger; pr. 8öpfd. weißer 75 — 89 Sgr., gelber 7587 Sgr. 
— Roggen in Mehr matter Stimmung; vr. 84pjb. 53—54—56—58 Sgr., 
feinſter 59 Sgr. — Gerſte ohne weſentliche Aenderung; vr, — 18 42— 
42% Sgr., feinſte Sorten über Notiz bez. — Hafer matt; pr. 50pfd. ſchle⸗ 
ſiſcher alter 25% — 26% Sgr., neuer 25—25% Sgr. — Erbſen und 
Wicken ohne Gefhäft. — Rapskuchen 52—54 Sgr. — Oelſaaten fan⸗ 
den au en bisherigen Forderungen wenig Beachtung. — Schlaglein billi⸗ 
ger erlaſſen. 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 75—83—89 Erbſen 45—50—54 
Gelber Weizen 75—82—87 Sgr. pr. Sack 150 Pfd. Brutto. 


78—82—85 Schlag⸗Leinſaat . 170185200 


e 53—57—59 Winter⸗Raps 200—226— 238 
Sertte ae Serra oe 40—42—45 Winter⸗Rübſen 200—220—230 
HRE 7 . 24—27—29 Sommer⸗Rübſen ... . 190—205—220 
Kleeſaat wenig Geſchäft, rothe 8—10—114—14 Thlr., weiße 9 bis 
II- 14-16, Thlr., neue 14—17% Thlr., bochfeine bis 19 Thlr. 
Kartoffeln pr. Sack & 150 Pfd. netto 18—22 Sgr., Metze 41 , Sgr. 


Vor der Börſe. 
Rohes Rüböl pr. Ctr. loco und Termine 13% Thlr. Br. — Spiritus 
pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 17% Thlr. Geld, Sommermonate 17% 
Thlr., Herbſt 17 Thlr. 


Poſen, 26. Auguſt. Wetter: kühl, Roggen: geſchäftslos. Gel, — 
Wispel. Loco per d. Monat 43% bez. u. Br., Auguſt⸗September 43% 
bez. u. Br., September⸗Oktober 43% Br., 43 Gld., October-November 42% 
Br., Gld., November⸗Dezember 42% Br., Dezember⸗Januar 42% Br. 

Spiritus: weichend. Gek. 6000 Ort, Loco per d. Monat 18 bez., 
17½ Br., September 17, —% bez. u. Gld., Oktober 17%, Gld., % Br., 
November 16% Br., % Gld., ezember 16% Br. u. Gld., Januar 1863 
16% Gh. Hartwig Kantorowicz Söhne. 


Telegraphiſche Depeſche. 
Turin, 26. Auguſt Abends. Die „Gazetta uffiziale“ ent⸗ 


hält ein Dekret, welches Neapel und die neapolitaniſchen Pro⸗ 7 


vinzen in Belagerungszuſtand erklärt. Lamarmora hat un⸗ 
umſchränkte Vollmacht als außerordentlicher Commiſſarius. 
Neapel iſt ruhig. In Melito ſind mit Garibaldi 1000 Frei⸗ 
willige ausgeſchifft. (Angekommen 10 Uhr Vorm.) 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
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Diud von Grab, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. r 


